29. FEBRUAR 2024 - Gesetz zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches
(Artikel 1 und 3 bis 38)


(Belgisches Staatsblatt vom 28. Mai 2025)


Konsolidierung


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

- das Gesetz vom 16. März 2026 zur Abänderung des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches und des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 2 des Strafgesetzbuches (Belgisches Staatsblatt vom 14. August 2026),

- die Artikel 106, 107 und 110 des Gesetzes vom 30. März 2026 zur Regelung eines befristeten rechtlichen Rahmens für die Vollstreckung der Strafe unter elektronischer Überwachung, der Bewährungsstrafe, der Arbeitsstrafe, der Aussetzung und der Aussetzung mit Bewährungsauflagen, des Aufschubs und des Aufschubs mit Bewährungsauflagen, der in Artikel 50 des Strafgesetzbuches erwähnten Nebenstrafe und bestimmter Strafen, die juristischen Personen auferlegt werden, und zur Abänderung des Strafprozessgesetzbuches, des Gesetzes vom 17. Mai 2006 über die externe Rechtsstellung der zu einer Freiheitsstrafe verurteilten Personen und die dem Opfer im Rahmen der Strafvollstreckungsmodalitäten zuerkannten Rechte und des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches im Hinblick auf das Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches (Belgisches Staatsblatt vom 14. August 2026).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.




FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


29. FEBRUAR 2024 - Gesetz zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Vorhergehende Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


(…)


[KAPITEL 3 ­ [...]

[Kapitel 3 mit den Artikeln 3 bis 34 aufgehoben durch Art. 125 des G. vom 16. März 2026 (B.S. vom 25. März 2026)]


Art. 3 - 34 - […]]



[KAPITEL 4 ­ [...]

[Kapitel 4 mit Art. 35 aufgehoben durch Art. 125 des G. vom 16. März 2026 (B.S. vom 25. März 2026)]


Art. 35 - […]]



KAPITEL 5 ­ Übergangsbestimmungen und Inkrafttretungsbestimmungen


Art. 36 - Bis zum Inkrafttreten von Artikel 46 des Strafgesetzbuches müssen die Verweise auf "die verlängerte Überwachung" im Strafgesetzbuch als Verweise auf "die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht" gelesen werden, wie durch Artikel 37 des vorliegenden Gesetzes geregelt.


Art. 37 - § 1 ­ Die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht ist eine Nebenstrafe, die in den in § 2 vorgesehenen Fällen im Hinblick auf den Schutz der Gesellschaft ausgesprochen werden kann oder ausgesprochen werden muss.

Die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht ermöglicht es dem Strafvollstreckungsgericht, dem Verurteilten nach Vollstreckung der Gefängnisstrafe oder Behandlung unter Freiheitsentziehung erneut die Freiheit zu entziehen oder ihm erneut Strafvollstreckungsmodalitäten aufzuerlegen.

§ 2 ­ Spricht das Gericht eine Gefängnisstrafe oder eine Behandlung unter Freiheitsentziehung der Stufe 3 oder einer höheren Stufe wegen einer Straftat aus, durch die das Leben oder die körperliche, sexuelle oder geistige Unversehrtheit des Opfers ernsthaft beeinträchtigt wurde oder die eine ernsthafte Gefährdung der öffentlichen Sicherheit darstellte, kann es eine Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht als zusätzliche Strafe auferlegen.

Diese Strafe muss ausgesprochen werden, wenn das Gericht den Angeklagten zu einer Strafe der Stufe 7 oder 8 verurteilt und der Angeklagte bereits früher wegen einer Straftat verurteilt wurde, für die im Gesetz eine Strafe der Stufe 7 oder 8 vorgesehen ist.

Diese Strafe muss auch ausgesprochen werden, wenn das Gericht den Angeklagten zu einer Strafe der Stufe 4 oder einer höheren Stufe verurteilt und die Verurteilung, ob im Fall des Zusammentreffens mit anderen Straftaten oder nicht, auf einer der folgenden Straftaten beruht:

a) die in Artikel 118 des Strafgesetzbuches erwähnte Folter mit Todesfolge,

b) die Vergewaltigung eines Minderjährigen im Sinne der Artikel 143 fünfter Gedankenstrich, 144 fünfter Gedankenstrich und 145 fünfter Gedankenstrich des Strafgesetzbuches,

c) die nicht einvernehmlichen sexuellen Handlungen mit Todesfolge im Sinne von Artikel 139 des Strafgesetzbuches,

d) die in Artikel 225 des Strafgesetzbuches erwähnte Entführung mit Todesfolge,

e) eine in Artikel 371 des Strafgesetzbuches erwähnte terroristische Straftat, wenn diese den Tod einer oder mehrerer Personen herbeigeführt hat.

§ 3 ­ Die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht wird für eine Dauer von höchstens fünf Jahren auferlegt, wenn eine Strafe der Stufe 3 ausgesprochen wird, von höchstens zehn Jahren, wenn eine Strafe der Stufe 4 ausgesprochen wird, und von höchstens fünfzehn Jahren, wenn eine Strafe der Stufe 5, 6, 7 oder 8 ausgesprochen wird. Ist die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht gemäß § 2 Absatz 2 oder 3 verpflichtend, beträgt die Mindestdauer der Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht fünf Jahre.

Die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht wird nach Ablauf der freiheitsentziehenden Strafe wirksam.

§ 4 ­ Strafakten in Bezug auf frühere Verurteilungen, die als Grundlage für die Überantwortung an das Strafvollstreckungsgericht geltend gemacht werden, werden der Akte beigefügt. Handelt es sich um eine in Artikel 76 des Strafgesetzbuches erwähnte Verurteilung, wird der Akte eine beglaubigte Abschrift der betreffenden Entscheidung beigefügt.


	[Art. 37/1 - Die Verjährung von Sondereinziehungen, die vor Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes formell rechtskräftig geworden und an diesem Datum nicht verjährt sind, unterliegen weiterhin den Bestimmungen des Strafgesetzbuches vom 6. Juni 1867, wie sie vor Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes in Kraft waren.]

[Art. 37/1 eingefügt durch Art. 106 des G. vom 30. März 2026 (B.S. vom 2. April 2026)]


Art. 38 - Vorliegendes Gesetz tritt zwei Jahre nach dem Tag seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft, mit Ausnahme der Artikel 42 und 46 des Strafgesetzbuches […], die am 1. Januar 2035 in Kraft treten [und mit Ausnahme der Artikel 47 Absatz 6, 48 Absatz 4, 49 Absatz 6 und 57 Absatz 3 des Strafgesetzbuches, die an einem vom König festzulegenden Datum und spätestens am 30. Juni 2029 in Kraft treten].

Der König kann das Inkrafttreten der Artikel 42 und 46 des Strafgesetzbuches […] auf ein früheres als das in Absatz 1 erwähnte Datum festlegen.

[Art. 38 Abs. 1 und 2 abgeändert durch Art. 25 des G. vom 16. März 2026 (B.S. vom 25. März 2026) und Art. 107 des G. vom 30. März 2026 (B.S. vom 2. April 2026)]


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 29. Februar 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

